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B E S C H L U S S

In der Beschwerdesache

…

betreffend die Marke 301 19 378 

hier: Löschungsverfahren S 147/11 Lösch
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hat der 24. Senat (Marken-Beschwerdesenat) des Bundespatentgerichts in der 

Sitzung vom 20. Januar 2014 unter Mitwirkung der Vorsitzenden Richterin Werner 

sowie der Richterin Dr. Schnurr und des Richters Heimen

beschlossen:

Es wird festgestellt, dass das Verfahren in der Hauptsache gegen-

standslos geworden ist.

Auf die Beschwerde der Antragstellerin wird die Kostenentschei-

dung der Markenabteilung 3.4. des Deutschen Patent- und Mar-

kenamtes vom 22. Mai 2012 aufgehoben.

Der Antragsgegnerin werden die Kosten des Verfahrens auferlegt.

Der Gegenstandswert des Verfahrens wird auf 50.000 € festge-

setzt.

G r ü n d e

I.

Nachdem die Antragsgegnerin auf die angegriffene Marke verzichtet hat und die 

Löschungsantragstellerin kein Interesse an der Feststellung der Nichtigkeit der 

Marke auch für die Vergangenheit geltend gemacht hat, ist das Beschwerdever-

fahren in der Hauptsache erledigt und nur noch über den Kostenpunkt zu ent-

scheiden.

Dies führt zur Aufhebung der angefochtenen Kostenentscheidung und der Aufer-

legung der Kosten des patentamtlichen Verfahrens auf die Antragsgegnerin.
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In Verfahren, die zur Löschung der angegriffenen Marke wegen bösgläubiger An-

meldung führen, entspricht es auch im patentamtlichen Verfahren regelmäßig der 

Billigkeit, dem Markeninhaber die Kosten aufzuerlegen (vgl. dazu Kirschneck in 

Ströbele/Hacker MarkenG § 63 Rn. 7 i. V. m. § 71 Rn. 15 m. w. N.). Diese Erwä-

gungen gelten auch dann, wenn das Löschungsverfahren - wie hier - aus anderen 

Gründen gegenstandlos wird. Die Antragsgegnerin wäre hier voraussichtlich un-

terlegen, weil sie die Marke in Kenntnis der fehlenden Gestattung für sich persön-

lich angemeldet hatte. Zur Vermeidung von Wiederholungen wird auf den Hinweis 

des Senates vom 29. Juli 2013 verwiesen. 

Dies führt zur Abänderung der angefochtenen Kostenentscheidung.

Aus den gleichen Gründen entspricht die Auferlegung der Kosten des Beschwer-

deverfahrens auf die Antragsgegnerin der Billigkeit, § 71 Abs. 1 S. 1, Abs. 4 Mar-

kenG.

II. 

Rechtsmittelbelehrung

Gegen diesen Beschluss steht den am Beschwerdeverfahren Beteiligten das 

Rechtsmittel der Rechtsbeschwerde zu. Da der Senat die Rechtsbeschwerde 

nicht zugelassen hat, ist sie nur statthaft, wenn gerügt wird, dass 

1. das beschließende Gericht nicht vorschriftsmäßig besetzt war,

2. bei dem Beschluss ein Richter mitgewirkt hat, der von der Ausübung des  

Richteramtes kraft Gesetzes ausgeschlossen oder wegen Besorgnis der 

Befangenheit mit Erfolg abgelehnt war,

3. einem Beteiligten das rechtliche Gehör versagt war,
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4. ein Beteiligter im Verfahren nicht nach Vorschrift des Gesetzes vertreten 

war, sofern er nicht der Führung des Verfahrens ausdrücklich oder still-

schweigend zugestimmt hat,

5. der Beschluss aufgrund einer mündlichen Verhandlung ergangen ist, bei 

der die Vorschriften über die Öffentlichkeit des Verfahrens verletzt worden 

sind, oder

6. der Beschluss nicht mit Gründen versehen ist.

Die Rechtsbeschwerde ist innerhalb eines Monats nach Zustellung des Be-

schlusses beim Bundesgerichtshof, Herrenstr. 45 a, 76133 Karlsruhe, durch 

einen beim Bundesgerichtshof zugelassenen Rechtsanwalt als Bevoll-

mächtigten schriftlich einzulegen.

Werner Dr. Schnurr Heimen
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